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»�Die Vermögensteuer reduziert 
die Einkommensungleichheit «

1.	 Herr Bach, wie groß ist das Nettovermögen der 
deutschen Privathaushalte und wie ist es verteilt? Die 
deutschen Privathaushalte haben ein Nettovermögen 
von 8,6 Billionen Euro. Dieses riesige Vermögen ist sehr 
stark konzentriert und beträgt etwa das zweieinhalb-
fache des Bruttoinlandsproduktes. Wir schätzen, dass 
die reichsten ein Prozent 32 Prozent dieses Vermögens 
besitzen. Auf die reichsten 0,1 Prozent entfallen immer-
hin noch 16 Prozent des gesamten Vermögens.

2.	 Was würde es einbringen, wenn die sehr hohen Ver-
mögen mit einer Vermögensteuer belastet würden? Wir 
haben verschiedene Szenarien einer Vermögensteuer 
mit hohen persönlichen Freibeträgen von mindestens 
einer Million Euro berechnet. Dabei ergibt sich ein 
Vermögensteueraufkommen, je nach Ausgestaltung, in 
Größenordnungen von zehn bis 20 Milliarden Euro im 
Jahr. Die Vermögensteuerszenarien, die wir untersuchen, 
besteuern das reichste ein Prozent, und auch innerhalb 
dieses einen Prozents ist das Aufkommen weitgehend 
auf die reichsten 0,1 Prozent konzentriert.

3.	 Welche Vor- und Nachteile hat die Vermögensteuer? Ein 
Vorteil der Vermögensteuer ist, dass sie sehr gezielt auf 
den obersten Einkommensbereich zugeschnitten werden 
kann. Der Nachteil dabei ist, dass diese Leute über 
den Einsatz der Produktionsfaktoren einen sehr großen 
Einfluss auf das Wirtschaftsleben haben. Das heißt, 
dass Steuerausweichreaktionen durchaus wirtschaftliche 
Nachteile mit sich bringen könnten, wenn die Steuer-
pflichtigen Steuergestaltungen nutzen oder auch nicht 
im Inland, sondern im Ausland investieren. 

4.	 Würde eine Vermögensteuer die Ungleichheit in 
Deutschland reduzieren? Da die Vermögensteuer aus 
dem laufenden Einkommen bezahlt wird, bezieht man 
sie sinnvoller Weise auf die Einkommen. Die Einkom-
mensungleichheit würde geringfügig reduziert, weil 
zwar nur sehr wenige, dafür aber sehr wohlhabende 
Steuerpflichtige belastet würden. 

5.	 Nicht nur die Vermögensteuer, auch die Erbschaftsteuer 
zielt auf hohe Vermögen ab. Welche dieser beiden 

Steuern ist gerechter? Viele halten die Erbschaftsteuer 
für gerechter, da sie die laufende Vermögensbewirt-
schaftung nicht belastet und erst am Ende des Lebens, 
wenn das Vermögen an die nächste Generation über-
geben wird, erhoben wird. Die Vermögensteuer belastet 
hingegen laufend. Das hat aber den Vorteil, dass man 
mit geringeren Steuerbelastungen auskommt, während 
die Erbschaftsteuer in die Substanz eingreift und eine 
gewisse Liquiditätswirkung entfaltet. Außerdem ist die 
Erbschaftsteuer in der breiten Bevölkerung unpopulärer, 
während die Vermögensteuer viele befürworten.

6.	 Wie ist das zu erklären? Die Erbschaftsteuer findet ja im 
sensiblen Umfeld von Alter und Tod zwischen Familien-
angehörigen statt. Das mag ein Grund dafür sein, dass 
die Erbschaftsteuer in der breiten Bevölkerung relativ 
unpopulär ist, obwohl aufgrund der hohen persönlichen 
Freibeträge die meisten Leute niemals in die Nähe einer 
Erbschaftsteuerbelastung kommen. Hingegen ist bei 
der Vermögensteuer von vornherein klar, dass man sie 
nur auf die sehr wohlhabenden Haushalte erhebt. Da 
sind die Vorbehalte offensichtlich deutlich geringer. Um-
fragen zeigen das jedenfalls.

7.	 Wie hoch schätzen Sie die Chancen ein, dass eine Ver-
mögensteuer in Deutschland politisch durchsetzbar ist? 
Die Vermögensteuer ist sehr umstritten. In der Wirtschaft 
gilt sie als rotes Tuch und Gefahr für die Wirtschaft, 
insbesondere für den deutschen Mittelstand. Hingegen 
befürworten Linke und Sozialdemokraten und auch 
viele Grüne die Vermögensteuer, um der zunehmenden 
Vermögenskonzentration Einhalt zu gebieten. Es gibt na-
türlich die Möglichkeit, dass man einen Mittelweg geht 
und bestimmte Elemente der Vermögensbesteuerung 
in die laufende Besteuerung von hohen Einkommen 
einbezieht, denn hohe Einkommen kann man häufig 
gar nicht konkret messen. Insofern wäre eine moderate 
Vermögensteuer durchaus eine ergänzende Möglichkeit, 
diese Leute wieder stärker zu besteuern.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.
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